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Mehr Schaden als Nutzen?

In der Diskussion um die aktuelle Entwick-

lung in Ungarn werden zwei Probleme 

zunehmend miteinander vermischt: Zum 

einen die Einschränkung demokratischer 

Freiheitsrechte durch die Regierung Or-

ban; zum anderen die wirtschaftlichen 

Schwierigkeiten, die das Land nun er-

neut dazu zwingen, beim Internatio-

nalen Währungsfonds und der Europä-

ischen Union (EU) um Kredite zu bitten. 

Tatsächlich hängt beides zusammen, 

hofft doch die EU in dieser Konstellation 

darauf, die Vergabe von Krediten an die 

Bedingung politischer Konformität zu 

knüpfen. Diese Form der Konditionalität 

hat vor 2004 recht gut funktioniert, aber 

sie hat ihren Preis: Denn die vielerorts zu-

nehmende politische Instabilität und die 

politischen Alleingänge von Regierungen 

in Ostmittel- und Osteuropa nach 2004 

haben auch damit zu tun, dass der per-

manente Brüsseler Außendruck der Ent-

wicklung der politischen Kultur innerhalb 

der jungen Demokratien nicht eben för-

derlich war. Dauerhaft kann Demokra-

tie nicht durch ökonomische Konditio-

nalität oktroyiert werden. Die EU tut gut 

daran, die Vergabe neuer Kredite an klare 

wirtschaftliche Bedingungen zu knüpfen. 

Sie sollte aber tunlichst den Eindruck ver-

meiden, sie strafe das Land über den Um-

weg der wirtschaftlichen Sanktionen für  

mangelnden politischen Gehorsam ge-

genüber Brüssel ab.	 JZ

KOMMENTAR EN ERGI E

Deutschland will den Energieverbrauch sowie die Treibhausgasemissionen senken. Nach 

Industrie, Gewerbe und Verkehr rückt dabei auch immer mehr die Wärmeversorgung von 

Wohngebäuden in den Fokus. Das HWWI hat zusammen mit Shell die erste „Shell Haus-

wärme-Studie“ erstellt. Darin werden verschiedene Szenarien zu Energieverbrauch und Treib-

hausgasemissionen der Zukunft entwickelt. Von Sebastian Schröer
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In Deutschland gibt es heute rund 81,8 

Mio. Einwohner und 40,3 Mio. Haushalte. 

Diese leben in über 40 Mio. Wohnungen. 

Die Wohnfläche aller Wohngebäude in 

Deutschland liegt bei insgesamt 3,4 Mrd. 

m2. Trotz inzwischen rückläufiger Bevöl-

kerungszahlen steigt die Zahl der Woh-

nungen und die Wohnfläche weiter an. Da-

bei beanspruchen die privaten Haushalte 

heute 28,5 % des Endenergieverbrauchs in 

Deutschland. Zudem verursachten die rund 

18 Mio. Feuerungsanlagen in Haushalten 

im Jahre 2010 Treibhausgasemissionen in 

Höhe von 113,1 Mio. Tonnen CO
2
-Äquiva-

lent; das waren 14,2 % der direkten ener-

giebedingten Treibhausgasemissionen in 

Deutschland.

Die Bundesregierung und auch die Euro-

päische Union (EU) haben in den vergan-

genen Jahren umfangreiche Energie- und 

Klimaprogramme mit anspruchsvollen 

Zielen verabschiedet. Diese sehen vor, die 

Treibhausgasemissionen in der EU sowie 

in Deutschland im Zeitraum 1990 bis 2050 

um 80 % oder mehr zu verringern. Primare 

Adressaten der Energie- und Klimapoli-

tik waren bislang die Industrie, die Ener- 

giewirtschaft und der Verkehrssektor. Als 

nächst großer Energieverbraucher und 

Emittent von Klimagasen gerät nun der  

Energieverbrauch privater Haushalte für 

die Wärmeversorgung in den Fokus.

Da die finanziellen Mittel auch für den Kli-

maschutz im Wohnungsbereich begrenzt 

sind, gilt es, möglichst ökonomische bzw. 

ökonomisch effiziente Modernisierungs-

strategien für den Wohnungssektor zu ent-

wickeln. Ausgehend von den technischen 

Potenzialen werden in der Studie mit Hilfe 

von Szenario-Technik mögliche Entwick-
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Verbrauch 

in kWh/m2a

Emissions-

reduktion 

gegenüber 

2008

Sanierungs-

kosten in 

Mrd. €

Sanierte 

Fläche in 

Mio. m2

Durchschnittliche 

jährliche Sanie-

rungsrate (Anteil am 

Gesamtbestand)

Durchschnittliche 

Investitionskosten 

p.a. in €/t Treib-

hausgasemissionen

Basiswert 2008 162,0

Trend 2020 126,4 18,5 % 252,2 511,2 1,1 % 9 297

2030 108,6 27,0 % 385,8 815,7 1,0 % 10 474

Trendbeschleunigung 2020 114,1 27,3 % 511,3 1 084 2,4 % 15 017

2030 93,2 39,2 % 743,5 1 624 2,0 % 14 561

Schnell 2020 115,6 26,3 % 490,2 1 433 3,2 % 13 791

2030 93,6 38,9 % 743,5 2 022 2,5 % 13 979

Umfassend 2020 113,0 28,1 % 472,6 869,8 1,9 % 11 975

2030 89,0 43,8 % 743,5 1 321 1,6 % 12 112

Quelle: HWWI; eigene Berechnungen.

Ergebniswerte der Szenarien im Vergleich
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lungen der künftigen Wärmeerzeugung 

und -nutzung im Bereich privater Haus-

halte bis in das Jahr 2030 untersucht.

Die Wohnfläche wird bis 2030 trotz sinken-

der Bevölkerung gegenüber 2008 um gut 

10 % ausgeweitet. Bis 2030 werden rund  

16 % der Wohnfläche durch Abriss und Neu-

bau energetisch modernisiert. Der Endener-

gieverbrauch ohne Sanierung des Wohn-

bestandes würde im Vergleich zu 2008 um 

10,4 % zurückgehen; die Treibhausgasemis-

sionen sinken um 9,5 %. Immerhin 84 % der 

Wohnfläche des Jahres 2030 stammen aus 

dem heutigen Wohnungsbestand. Daher 

kommt der energetischen Sanierung von 

Bestandswohnungen große Bedeutung zu.

Das einfachste Modernisierungsszena-

rio wäre eine Fortschreibung des heutigen 

Trends – mit bisheriger Sanierungsrate von 

1 % und bisheriger Sanierungstiefe. In die-

sem Fall würde der Energieverbrauch um 

26,2 % und die jährlichen Treibhausgas-

emissionen um 27 % sinken. Die damit ver-

bundenen Investitionskosten belaufen sich 

auf 386 Mrd. Euro. Die Ziele der Bundesre-

gierung werden damit nicht erreicht.

In einem Szenario Trendbeschleunigung 

wird angenommen, dass es gelingt, die 

Sanierungsrate von 1 % auf 2 % zu erhö-

hen. Dadurch steigen die Energieeinspa-

rungen auf knapp 34 % und die Reduktion 

der jährlichen Treibhausgasemissionen auf 

knapp über 39 %. Die für die Einsparungen 

notwendigen Investitionskosten belaufen 

sich auf 744 Mrd. Euro und liegen damit 

etwa doppelt so hoch wie im Trendszena-

rio. Betrachtet man die kumulierten Treib-

hausgasemissionen bis 2030, so beträgt der 

Unterschied zwischen Trend und Trendbe-

schleunigung 10,6 %.

Um die Potenziale von erneuerbaren Ener-

gien zu beleuchten, werden in beiden 

Trendszenarien ein wachsender Anteil von 

Biogas und Bioöl sowie ein kohlenstoffär-

merer Strommix angenommen. Begin-

nend mit 2 % im Jahr 2012 wird der Anteil 

der nachhaltigen Biokomponenten jähr-

lich um jeweils einen Prozentpunkt erhöht. 

Im Jahr 2030 beträgt der Anteil dann 20 %. 

Beim Strom erhöht sich der Anteil erneu-

erbarer Energien nochmals, und zwar von 

heute 14,5 % auf 55,0 % statt auf 45,4 % im 

Jahr 2030 – wie in allen übrigen Szenarien.

Sofern keine Sanierung (aber Neubau und 

Abriss) stattfindet, gehen Treibhausgas-

emissionen im Jahr 2030 um 18,8 % zurück 

und damit doppelt so stark wie ohne Bio-

komponenten und Erneuerbare. Im Szenario 

Trend gehen die Emissionen um 34,6 % statt 

um 27 % und im Szenario Trendbeschleuni-

gung um 45,5 % statt um 39 % zurück. Somit 

hat die Beimischung von Biokomponenten 

und Erneuerbaren ein spürbares Potenzial 

zur Treibhausgasreduktion. Dies gilt insbe-

sondere, da die Beimischung von Biokom-

ponenten im Verhältnis zu den Sanierungen 

geringe Kosten verursacht.

Um die Sanierung zu beschleunigen, müs-

sen gegebenenfalls staatliche Anreize ge-

setzt werden. Dabei stellt sich die Frage nach 

dem Umfang der einzelnen Sanierungs-

maßnahmen. Da Budgetrestriktionen – für 

Regierungen wie für private Haushalte – 

eine große Rolle spielen, sollte die energe-

tische Sanierung möglichst (kosten)effizient 

durchgeführt werden. Um die Effizienz ver-

schiedener Sanierungsstrategien zu beur-

teilen, wurden in der Studie zusätzlich zwei 

weitere Szenarien berechnet: das Szenario 

Schnell und das Szenario Umfassend. In die-

sen wurde bei gegebenen Sanierungskosten 

geprüft, ob es entweder sinnvoll ist, immer 

vollständige Sanierungen vorzunehmen oder 

eher schrittweise vorzugehen und zunächst 

die günstigsten Sanierungen durchzuführen. 

Tabelle auf Seite 1 zeigt die Ergebniswerte 

der vier Szenarien im Vergleich.

Die schnelle und günstige Sanierung hat 

den Vorteil, dass bei gegebenen Kosten eine 

größere Fläche saniert werden kann. Bei der 

umfassenden Sanierung besteht der Vorteil 

darin, dass bei jeder einzelnen Sanierung 

das technisch Maximale erreicht wird. Des-

halb müssen einmal sanierte Gebäude nicht 

noch einmal saniert werden. Im Ergebnis 

können im Szenario Schnell bei einer durch-

schnittlichen Sanierungsrate von 2,5 % über 

2 Mrd. Quadratmetern saniert werden, im 

Szenario Umfassend bei einer Sanierungs-

rate von 1,6 % aber nur 1,3 Mrd. m2. Bei der 

schnellen Sanierung werden rund 39 % der 

Treibhausgasemissionen eingespart, bei der 

höheren Sanierungstiefe 43,8 % erreicht. 

Die bis 2030 kumulierten Emissionen unter-

scheiden sich etwas geringfügiger. 

Die höheren Einsparungen sprechen auf 

den ersten Blick dafür, insbesondere die 

umfassende Sanierung zu fördern. Die um-

fassende Sanierung erfordert hohe Investi-

tionen in eine relativ kleine Fläche. Insofern 

müssten wenige Haushalte hohe Investi-

tionskosten tragen. Dies könnte selbst bei 

hoher staatlicher Forderung dazu führen, 

dass die angestrebte Sanierungsrate nicht 

erreicht wird. Sollte diese nicht erreicht 

werden, sondern bei einer umfassenden Sa-

nierungsstrategie nur eine Sanierungsrate 

wie in der Vergangenheit von 1 %, würden 

die Einsparungen bei den jährlichen Treib-

hausgasemissionen nur 31 % betragen.

Trotz einer hohen Förderung würden die 

Klimaziele nicht erreicht, da der hohe fall-

weise Investitionsaufwand für die jewei-

ligen Sanierungen abschreckend wirkt. Hier 

zeigt sich, dass für die Sanierungsrate nicht 

nur die Kosten insgesamt, sondern auch de-

ren Verteilung relevant sind.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 

strenge Gebäudeeffizienzstandards sich 

beim Neubau als kostengünstiges Instru-

ment bewährt haben. Strenges Ordnungs-

recht führt jedoch im Wohnungsbestand 

nicht zum gewünschten Modernisierungs-

effekt. Im Gegenteil, selbst kostengünstige 

Sanierungsschritte – wie der Austausch alter 

Heizkessel – finden nur noch ausgesprochen 

zögerlich statt. Wenn der Sanierungsrate 

eine sehr viel höhere Bedeutung zukommt 

als der Sanierungstiefe, sollte die Politik vor 

allem darauf abzielen, diese zu erhöhen.

Die „Shell Hauswärme-Studie“ steht als Down-

load im Internet zur Verfügung unter: www.

hwwi.org/fileadmin/hwwi/Publikationen/

Studien/Shell_Hauswaerme_Studie.pdf.
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Der Krankenhaussektor in Deutschland steht vor gravierenden Veränderungen. Maßgeblich hierfür sind Faktoren und Entwicklungen, die 

sowohl die Nachfrage als auch die Angebotsseite stationärer Behandlung betreffen: der medizintechnische Fortschritt, die demografische 

Alterung und mögliche Regulierungsänderungen durch die Gesundheitspolitik. In der HWWI-Studie „Zukunft von Akutkliniken“, erstellt 

im Auftrag der HSH Nordbank, wird der künftige Investitionsbedarf für Krankenhäuser bis zum Jahr 2020 abgeschätzt. Von Henning Vöpel

Akutkliniken: Investitionen, Finanzierung und Trägerschaft

Der steigende Kostendruck im Kranken-

haussektor dürfte zu angebotsseitigen 

Anpassungsreaktionen führen. Aus heu-

tiger Perspektive ist zu erwarten, dass 

sich die Trägerschaft weiter von öffentli-

chen stärker zu privatwirtschaftlichen Mo-

dellen verschieben wird. Ebenso wird es 

künftig zu einer stärkeren Integration von 

ambulanter und stationärer Versorgung 

kommen, insbesondere in ländlichen Re-

gionen, in denen die Koexistenz von ambu-

lanter und stationärer Versorgung bei zu-

rückgehender Auslastung in Zukunft sehr 

teuer werden kann. Des Weiteren ist auf-

grund der Konzentration der Bevölkerung 

in wachsenden Agglomerationen eine Zen-

tralisierung von Krankenhäusern zu erwar-

ten. Schließlich wird es insbesondere für 

die nicht-akute stationäre Versorgung eine 

stärkere Spezialisierung von Krankenhäu-

sern an zentralen Standorten geben. 

Der Übergang zu privaten Modellen wird 

regional zu unterschiedlichen Reaktionen 

und Anpassungen führen. In den bevölke-

rungsdynamischen Regionen werden sich 

zunehmend private Krankenhäuser durch-

setzen. In strukturschwachen Regionen 

dagegen wird der öffentliche Versorgungs-

auftrag das Angebot an stationärer Versor-

gung sicherstellen müssen. Der dadurch zu 

erwartende Anstieg des Finanzierungsde-

fizits von Krankenhäusern in öffentlicher 

Trägerschaft ist in Kauf zu nehmen und ist 

vielmehr Ausdruck von Effizienz. Ein stei-

gendes Finanzierungsdefizit sollte weder 

ein Argument gegen die Privatisierung von 

Krankenhäusern sein, noch eines gegen 

den Weiterbetrieb von öffentlichen Kran-

kenhäusern.  

Der künftige Investitionsbedarf leitet sich 

im Wesentlichen aus drei Faktoren ab: 

der Fallzahl, der durchschnittlichen Ver-

weildauer und der Bettenauslastung. 

Diese wiederum werden im Wesentlichen 

durch die demografische Entwicklung, 

durch Ausmaß und Richtung des medi-

zintechnischen Fortschritts sowie durch 

die Regulierung des Gesundheitssystems 

bestimmt. Insgesamt wird die Bevölke-

rungszahl in Deutschland zurückgehen und 

das Durchschnittsalter ansteigen. Die de-

mografische Entwicklung wird regional je-

doch sehr unterschiedlich sein, sodass sich 

keine regional einheitliche Prognose des 

künftigen Investitionsbedarfs von Akut- 

kliniken ableiten lässt. Im Aggregat dürfte 

aber aufgrund der Alterung der Bevölke-

rung von einem leichten Anstieg der statio-

nären Fallzahl ausgegangen werden.

Der medizintechnische Fortschritt kann 

sowohl Mengen ausweitend als auch  

Therapie verkürzend wirken. Letzteres 

kann eine Verschiebung von stationärer 

hin zu ambulanter Versorgung bewirken, 

die den Anstieg der stationären Fallzahl 

dämpft. Nach Projektion von Fallzahl, Ver-

weildauer und Bettenauslastung (siehe Ab-

bildung), dürfte es bis 2020 insgesamt zu 

einem leichten Rückgang des Bettenbe-

darfs um 3,8 % gegenüber dem heutigen 

Stand kommen.

Das Investitionsvolumen im Krankenhaus-

sektor leitet sich einerseits aus dem Bet-

tenbedarf und andererseits aus der öffent-

lichen Investitionsförderung ab. Bezüglich 

der Entwicklung der Investitionsförderung 

lassen sich zwei Szenarien formulieren: ein 

Status-quo-Szenario, in dem die Investi- 

tionsförderung pro Bett konstant bleibt, 

und ein Aufholszenario, in dem der aufge-

baute Investitionsstau bis 2020 durch eine 

steigende Investitionsförderung zumin-

dest zu einem Teil wieder abgebaut wird. 

Im Status-quo-Szenario werden die Investi-

tionen von jährlich rund 2,86 Mrd. Euro in 

2009 aufgrund des geringeren Bettenbe-

darfs bis 2020 real auf rund 2,70 Mrd. Euro 

(in Preisen von 2009) sinken. Im Aufhol-

szenario steigen trotz sinkendem Betten-

bedarf die Gesamtinvestitionen aufgrund 

steigender Investitionsförderung pro Bett 

bis 2020 auf rund 3,35 Mrd. Euro pro Jahr.

Die Studie „Zukunft von Akutkliniken: Träger-

schaft, Finanzierung und Versorgung “ steht 

als Download im Internet zur Verfügung un-

ter: www.hwwi.org/fileadmin/hwwi/Publi-

kationen/Partnerpublikationen/HSH/HSH_

Gesundheitswirtschaft.pdf. 
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Projektion zentraler Maßzahlen deutscher Krankenhäuser bis zum Jahr 2020
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EMPACCA steht für „Evaluating Measures 

on climate Protection and Adaptation to 

Climate Change in Agglomerations“. Der 

deutsche Projekttitel lautet „Bewertung 

von Maßnahmen zu Klimaanpassung und 

Klimaschutz in Agglomerationen“. Das 

über drei Jahre laufende Verbundprojekt 

des HWWI und des Lehrstuhls für Raum-

wirtschaftslehre der Technischen Uni-

versität Dresden wird im Rahmen des 

Förderschwerpunktes „Ökonomie des Kli-

mawandels“ vom Bundesministerium für 

Bildung und Forschung (BMBF) finanziert.

Dank der parallelen Betrachtung von Kli-

maschutz- und Anpassungsmaßnahmen 

an den Klimawandel können Konflikte be-

ziehungsweise Komplementaritäten zwi-

schen den verschiedenen zu eruierenden 

Maßnahmen identifiziert werden. Auf-

grund von solchen Wechselwirkungen er-

geben sich für ein bestimmtes Bündel an 

Maßnahmen unter Umständen andere Ko-

sten als für die Summe der Einzelmaßnah-

men. Um die ökonomischen Konsequenzen 

korrekt quantifizieren zu können, ist es da-

her essentiell, das Zusammenspiel von Kli-

maschutz- und Anpassungsmaßnahmen 

an den Klimawandel zu berücksichtigen.

Die methodische Herangehensweise ba-

siert sowohl auf kurz- und mittelfristigen 

als auch auf langfristigen Modellrech-

nungen. Zum einen wird ein räumliches 

allgemeines Gleichgewichtsmodell (spa-

tial computable general equilibrium model 

(SCGE-Model)) verwendet, um die langfri-

stigen ökonomischen Konsequenzen ver-

schiedener Maßnahmen des Klimaschut-

Der fortschreitende Klimawandel verlangt nach Lösungen für effektive und effiziente Vermeidungsmaßnahmen. Gleichzeitig müssen 

Anpassungsmaßnahmen für die bereits unvermeidbaren Folgen eines sich wandelnden Klimas getroffen werden. Dabei können sich die 

Möglichkeiten und Verwundbarkeiten zwischen Regionen stark unterscheiden. Es erscheint daher sinnvoll, die Kosten und Nutzen von Kli-

maschutz- sowie Klimaanpassungsmaßnahmen auf regionaler Ebene zu analysieren. Das Projekt EMPACCA untersucht am Beispiel Ham-

burg, welche ökonomischen Konsequenzen mit potenziellen Maßnahmen für die Region als bedeutender Agglomerationsraum im Nor-

den einhergehen. Von Julia Kowalewski, Sven Schulze und Christina Wilke

Klimaanpassung und Klimaschutz

zes und der Klimaanpassung zu bewerten. 

Zum anderen werden kurz- und mittelfri-

stige Effekte ergänzend mit Hilfe eines In-

put-Output-Modells ermittelt. Mit diesem 

Modell lassen sich darüber hinaus auch 

Wertschöpfungsverluste durch Extremer-

eignisse sehr gut abzuschätzen. Dies ist be-

deutsam, da erwartet wird, dass Extrem- 

ereignisse im Zuge des Klimawandels an 

Intensität und Häufigkeit zunehmen. Ohne 

eine angemessene Anpassung ist anzu-

nehmen, dass auch die ökonomischen Ko-

sten infolge solcher Ereignisse ansteigen 

werden. Die Input-Output-Methode bie-

tet den Vorteil, dass indirekte Effekte, 

wie Lieferengpässe oder Produktionsaus-

fälle, berücksichtigt werden können. Da 

die indirekten Konsequenzen schwerer 

abzuschätzen sind als direkte Kosten, wie 

Gebäudeschäden oder Schäden am Inven-

tar, werden diese häufig entweder unter-

schätzt oder gänzlich ignoriert. Sie sollen 

daher im Rahmen dieses Projektes explizit 

Eingang in die Berechnungen finden.

Der Fokus auf Agglomerationen und die 

Stadt Hamburg als Beispiel soll die theore-

tische Betrachtungsweise auf einen kon-

kreten Fall anwenden. Dazu wird das SCGE-

Modell auf die Stadt Hamburg kalibriert. 

Das Beispiel Hamburg wurde hierfür nicht 

nur aufgrund der regionalen Expertise des 

HWWI gewählt, sondern insbesondere auch, 

weil die Stadt durch ihre Lage an der Elbe 

bereits heute Flutrisiken ausgesetzt ist. Für 

die Zukunft wird zudem erwartet, dass die 

Region neben schleichenden Temperatur- 

und Niederschlagsänderungen auch mit ei-

ner Zunahme der Häufigkeit und Intensität 

von Extremwetterereignissen, wie Stürmen, 

Sturmfluten und Starkregen, zu rechnen hat.

Sämtliche Ergebnisse aus der Projektarbeit 

werden auf jährlich stattfindenden Work-

shops mit lokalen Akteuren diskutiert. 

Bei dieser Gelegenheit sollen gleichzeitig 

Maßnahmen und Instrumente identifiziert 

werden, die aus Sicht der Akteure interes-

sant und aussichtsreich sind. Die Erkennt-

nisse können sowohl Anstoß für weitere 

modellbasierte Arbeiten geben als auch für 

den Abgleich mit bereits vorhandenen Re-

sultaten genutzt werden. Ferner kann die 

Interaktion verschiedener Workshop-Teil-

nehmer Anhaltspunkte für die politische 

Umsetzbarkeit geben.

EMPACCA wird auf theoretischer und auf 

politikberatender Ebene innovative und 

weithin nutzbare Ergebnisse generieren. 

Eine Berücksichtigung von Anpassungs-

maßnahmen an den Klimawandel in SCGE-

Modellen steht bisher noch aus und wird 

das Spektrum des zu untersuchenden In-

strumentariums merklich erweitern. Die 

konkrete und erfolgreiche Umsetzung des 

Ansatzes wird damit neue Potenziale für die 

wissenschaftliche Fundierung politischen 

Handelns eröffnen. Zudem erscheint eine 

Anwendung der Methode bei einer erfolg-

reichen Umsetzung für die Modellregion 

Hamburg grundsätzlich auch für andere 

große Städte oder Ballungsräume möglich.
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Über weitere Projekte im Themenfeld „Um-

welt und Klima“ erfahren Sie mehr im Internet 

unter: www.hwwi.org/themenfelder/um-

welt-und-klima.html.


